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Vorabentscheidungsersuchen des Finanzgerichts Hamburg 
(Deutschland) eingereicht am 24. Dezember 2010 — 

Südzucker AG gegen Hauptzollamt Hamburg-Jonas 

(Rechtssache C-608/10) 

(2011/C 113/02) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Hamburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Südzucker AG 

Beklagter: Hauptzollamt Hamburg-Jonas 

Vorlagefragen 

1. Hat der Inhaber einer Ausfuhrlizenz nur dann Anspruch auf 
Ausfuhrerstattung, wenn er in der bei der zuständigen Zoll­
stelle (Art. 5 Abs. 7 VO Nr. 800/1999 ( 1 )) abgegebenen 
Ausfuhranmeldung in Feld 2 als Ausführer eingetragen ist? 

2. Sofern die 1. Frage bejaht wird: Gestattet Art. 78 Abs. 1, 
Abs. 3 ZK ( 2 ) eine nachträgliche Überprüfung der Ausfuhr­
anmeldung, um den Ausführer in Feld 2 der Ausfuhranmel­
dung zu ändern, und sind die Zollbehörden in einem Fall 
wie dem des Ausgangsverfahrens verpflichtet, den Fall zu 
regeln und dem Ausführer Ausfuhrerstattung zu gewähren? 

3. Sofern die 2. Frage bejaht wird: Können die Zollbehörden 
den Fall im Sinne des Art. 78 Abs. 3 ZK unmittelbar in der 

Weise regeln, dass dem Ausführer, ohne dass es zuvor einer 
Berichtigung der Ausfuhranmeldung bedarf, Ausfuhrerstat­
tung gewährt wird? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 800/1999 der Kommission vom 15. April 
1999 über gemeinsame Durchführungsvorschriften für Ausfuhr­
erstattungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen, ABl. L 102, S. 11 

( 2 ) Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 
zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften, ABl. L 302, S. 1 

Vorabentscheidungsersuchen des Oberlandesgerichts 
Oldenburg (Deutschland) eingereicht am 6. Januar 2011 

— Johann Bilker u. a. gegen EWE AG 

(Rechtssache C-8/11) 

(2011/C 113/03) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Oberlandesgericht Oldenburg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Johann Bilker u. a. 

Beklagte: EWE AG 

Vorlagefragen 

1. Ist Artikel 1 Absatz 2 der Richtlinie 93/13 EWG DES RA­
TES vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in 
Verbraucherverträgen ( 1 ) dahin auszulegen, dass Rechtsvor­
schriften auch dann nicht den Bestimmungen dieser Richt­
linie unterliegen, wenn ein Gewerbetreibender in seinen Ver­
tragsbedingungen auf Rechtsvorschriften verweist, die für 
eine andere Verbrauchergruppe und einen anderen Vertrags­
typ erlassen worden sind? Erstreckt sich bei einer Nicht­
anwendbarkeit der Richtlinie der Anwendungsausschluss 
auch auf das in Artikel 5 enthaltene Gebot der Klarheit 
und Verständlichkeit?
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2. Sind Artikel 5 Satz 1 der Richtlinie 93/13 EWG DES RATES 
vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Ver­
braucherverträgen und Artikel 3 Absatz 3 Satz 4 der Richt­
linie 2003/551EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 26. Juni 2003 ( 2 ) über gemeinsame Vorschriften 
für den Erdgasbinnenmarkt dahin auszulegen, dass eine 
„klare und verständliche Klausel“ nicht vorliegt beziehungs­
weise „ein hoher Verbraucherschutz, insbesondere in Bezug 
auf die Transparenz der allgemeinen Vertragsbedingungen“ 
nicht gewährleistet ist, wenn ein Gewerbetreibender ein ein­
seitiges Preisänderungsrecht damit begründen will, dass er in 
seinen allgemeinen Vertragsbedingungen pauschal auf eine 
Verordnung. Bezug nimmt, die für eine andere Verbraucher­
gruppe und einen anderen Vertragstyp erlassen worden ist 
und bei der zudem die maßgebliche Norm für das Preis­
änderungsrecht nicht dem Transparenzgebot genügt? 

( 1 ) ABl. L 95, S. 29. 
( 2 ) Richtlinie 2003/55/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

vom 26. Juni 2003 über gemeinsame Vorschriften für den Erdgas­
binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 98/30/EG, ABl. 
L 176, S. 57. 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichtshofs 
(Österreich) eingereicht am 12. Januar 2011 — 
Leopold Sommer gegen Landesgeschäftsstelle des 

Arbeitsmarktservice Wien 

(Rechtssache C-15/11) 

(2011/C 113/04) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Berufungswerber: Leopold Sommer 

Belangte Behörde: Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
Wien 

Vorlagefragen 

1. Ist die Richtlinie 2004/114/EG ( 1 ) des Rates vom 13. De­
zember 2004 über die Bedingungen für die Zulassung von 
Drittstaatsangehörigen zur Absolvierung eines Studiums 
oder zur Teilnahme an einem Schüleraustausch, einer 
unbezahlten Ausbildungsmaßnahme oder einem Freiwil­
ligendienst („Studenten-Richtlinie“) in Österreich auf einen 
bulgarischen Studenten im Hinblick auf Punkt 14. erster 
oder dritter Absatz des Punktes 1. Freizügigkeit des Anhan­
ges VI zum Beitrittsvertrag Bulgarien, Liste nach Artikel 20 
des Protokolls ( 2 ): Übergangsbestimmungen, Bulgarien, 
anwendbar? 

2. Für den Fall der Bejahung der 1. Frage: Steht das Unions­
recht, insbesondere Art. 17 der „Studenten-Richtlinie“ einer 
nationalen Regelung entgegen, die wie die im Ausgangsver­
fahren maßgeblichen Bestimmungen des Ausländerbeschäf­
tigungsgesetzes eine Prüfung der Arbeitsmarktlage vor Ertei­
lung einer Beschäftigungsbewilligung für einen Arbeitgeber 
zur Beschäftigung eines Studenten, der sich bereits länger als 
ein Jahr im Bundesgebiet aufhält (Abs. 3 der „Studenten- 
Richtlinie“), in allen Fällen jedenfalls vorsieht und zusätzlich 
bei Überschreitung einer festgelegten Höchstzahl an beschäf­
tigten Ausländern die Erteilung einer Beschäftigungsbewil­
ligung von weiteren Voraussetzungen abhängig macht? 

( 1 ) ABl. L 375, S. 12. 
( 2 ) Protokoll über die Bedingungen und Einzelheiten der Aufnahme der 

Republik Bulgarien und Rumäniens in die Europäische Union — 
Anhang VI: Liste nach Artikel 20 des Protokolls: Übergangsmaßnah­
men, Bulgarien — 1. Freizügigkeit; ABl. L 157, S. 104. 

Vorabentscheidungsersuchen des Bundesgerichtshofs 
(Deutschland) eingereicht am 14. Januar 2011 — Markus 

Geltl gegen Daimler AG 

(Rechtssache C-19/11) 

(2011/C 113/05) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Bundesgerichtshof 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Markus Geltl 

Beklagte: Daimler AG 

Vorlagefragen 

1. Ist bei einem zeitlich gestreckten Vorgang, bei dem über 
mehrere Zwischenschritte ein bestimmter Umstand verwirk­
licht oder ein bestimmtes Ereignis herbeigeführt werden soll, 
für die Anwendung von Artikel 1 Abs. 1 der Richtlinie 
2003/6/EG ( 1 ), Artikel 1 Abs. 1 der Richtlinie 
2003/124/EG ( 2 ) nur darauf abzustellen, ob dieser künftige 
Umstand oder das künftige Ereignis als präzise Information 
nach diesen Richtlinienbestimmungen anzusehen ist, und 
demgemäß zu prüfen, ob man mit hinreichender Wahr­
scheinlichkeit davon ausgehen kann, dass dieser künftige 
Umstand oder das künftige Ereignis eintreten wird, oder 
können bei einem solchen zeitlich gestreckten Vorgang 
auch Zwischenschritte, die bereits existieren oder eingetreten 
sind und die mit der Verwirklichung des künftigen Um­
stands oder Ereignisses verknüpft sind, präzise Informatio­
nen im Sinn der genannten Richtlinienbestimmungen sein?
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